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Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Karlsruhe vom 24.09.2020 wird zurÃ¼ckgewiesen. 

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht zu
erstatten. 

Tatbestand

Zwischen den Beteiligten ist eine ambulante Behandlung mittels fraktionalen
CO2-Lasers streitig. 

Die 1981 geborene KlÃ¤gerin ist bei der beklagten Krankenkasse versichert. Sie
leidet an einem Stiff-Person-Syndrom ua mit subkutanen und muskulÃ¤ren
Verwachsungen im Beckenbereich und am rechten Oberschenkel. Es bestehen
narbige VerhÃ¤rtungen am GesÃ¤Ã�, am Oberschenkel mehr rechts als links, an der
HÃ¼fte beidseits, am unteren RÃ¼cken, die die Haut, das Unterhautgewebe und
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die Muskulatur betreffen. Die Vernarbungen sind so ausgeprÃ¤gt, dass das rechte
HÃ¼ftgelenk sowie das rechte Kniegelenk weitgehend versteift sind.

Die Beklagte Ã¼bernahm im August 2015 im Rahmen einer Einzelfallentscheidung
die Kosten fÃ¼r sieben Sitzungen â��Lasertherapieâ�� und beglich die
Privatrechnungen der Praxis G. Im Oktober 2016 Ã¼bernahm die Beklagte
nochmals im Rahmen einer Einzelfallentscheidung die Kosten fÃ¼r die
DurchfÃ¼hrung weiterer fÃ¼nf Laserbehandlungen iHv 250,00Â â�¬ je Sitzung.

Die KlÃ¤gerin beantragte am 10.07.2017 unter Vorlage eines Kostenvoranschlages
der T (Praxis fÃ¼r Venen- und Enddarmchirurgie G) vom 28.04.2017 erneut die
Ã�bernahme der Kosten fÃ¼r fÃ¼nf bis sieben Sitzungen einer Laserung der
Narben gluteal und der HÃ¼fte links mit fraktionalem CO2-Laser iHv 250,00Â â�¬ je
Sitzung. Bei der KlÃ¤gerin bestÃ¼nden aufgrund von Voroperationen und im
Rahmen des Stiff-Person-Syndroms schmerzhafte und funktionseinschrÃ¤nkende
Narben gluteal und an der HÃ¼fte. Da weitere Operationen zu vermeiden seien, sei
eine Behandlung mit dem Laser angezeigt. Die bereits durchgefÃ¼hrten zwÃ¶lf
Laser-Sitzungen hÃ¤tten zu einer deutlichen Besserung der Schmerzen im
Narbenbereich sowie zu einem verbesserten, weicheren Hautbild gefÃ¼hrt. Seit
Ende der Laser-Sitzungen bestehe wieder eine deutliche Schmerzzunahme.

Mit Bescheid vom 14.07.2017 lehnte die Beklagte den Antrag vom 10.07.2017 ab.
Bei der Kohlendioxid-Laser-Behandlung handle es sich um eine sogenannte neue
Behandlungsmethode. Sie gehÃ¶re nicht zur vertragsÃ¤rztlichen Versorgung und
kÃ¶nne daher nicht Ã¼ber die Gesundheitskarte abgerechnet werden. Solange der
Gemeinsame Bundesausschuss (GBA) eine Behandlungsmethode nicht anerkannt
habe, sei eine Finanzierung durch die gesetzliche Krankenkasse nicht mÃ¶glich. Die
Beklagte habe bereits insgesamt zwÃ¶lf Sitzungen im Rahmen zweier
Einzelfallentscheidungen genehmigt. Eine weitere KostenÃ¼bernahme dieser
auÃ�ervertraglichen Behandlungsmethode sei leider nicht mÃ¶glich.

Dagegen hat die KlÃ¤gerin Widerspruch eingelegt. Die Beklagte holte beim
Medizinischen Dienst der Krankenversicherung Baden-WÃ¼rttemberg (MDK) ein
sozialmedizinisches Gutachten ein. S gelangte im Gutachten vom 03.08.2017 zu der
EinschÃ¤tzung, dass die medizinischen Voraussetzungen fÃ¼r die Leistungen nicht
erfÃ¼llt seien. Die Laserbehandlung zur Narbenkorrektur stelle eine sogenannte
NUB-MaÃ�nahme dar. Alternativ sollte weiterhin Krankengymnastik,
Bindegewebsmassage und spezielle Keloidsalbenbehandlung durchgefÃ¼hrt
werden. Nach dem bisherigen Verlauf sei es unter der Lasertherapie zu einer
Verbesserung gekommen, die sich nach dem Absetzen der Lasertherapie deutlich
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verschlechtert habe. Nach diesem Verlauf werde voraussichtlich eine langfristige
Lasertherapie erforderlich werden, ein Ende sei nicht absehbar.

Ausweislich eines Aktenvermerks der Beklagten Ã¼ber ein TelefongesprÃ¤ch mit
der KlÃ¤gerin vom 08.08.2017 teilte die KlÃ¤gerin mit, dass sie bereits alle
Alternativen ausprobiert habe und nichts helfen wÃ¼rde. Nur die Kombination mit
der Laserbehandlung funktioniere. Nach Behandlungsende sei es zu keiner
Verschlechterung gekommen.

Die KlÃ¤gerin nahm mit Schreiben vom 22.08.2017 zum Gutachten des MDK
dahingehend Stellung, dass die vorgeschlagene Behandlung seit acht Jahren
viermal wÃ¶chentlich durchgefÃ¼hrt werde. Nach mehreren plastischen
Operationen sei das Gewebe so massiv vernarbt, dass die normale Bewegung stark
eingeschrÃ¤nkt sei. Eine weitere Narbenplastik sei nicht mehr mÃ¶glich. Durch das
Stiff-Person-Syndrom versteife sie kÃ¶rperlich und sei auf jede funktionierende
Bewegung angewiesen. Die Laserbehandlung trage schrittweise vernarbtes hartes
Gewebe ab und bilde anschlieÃ�end wieder neues Gewebe. Das Gehen sei nur noch
mit einer Orthese, KrÃ¼cken und einem Rollator mÃ¶glich.

Der Widerspruchsausschuss der Beklagten wies den Widerspruch der KlÃ¤gerin
gegen den Bescheid vom 14.07.2017 mit Widerspruchsbescheid vom 17.01.2018
als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Die Ã¤rztliche Versorgung werde durch VertrÃ¤ge der
KassenÃ¤rztlichen Vereinigung mit den VerbÃ¤nden der Krankenkassen
(Bundesmantelvertrag Ã�rzte ) sichergestellt. Danach seien Vertragsleistungen die
im Einheitlichen BewertungsmaÃ�stab (EBM) aufgefÃ¼hrten Leistungen.
Behandlungs- und Untersuchungsmethoden, die dort nicht aufgefÃ¼hrt seien,
stellten im Rahmen der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung eine sogenannte neue
Untersuchungs- und Behandlungsmethode (NUB) dar. Solche neuen Untersuchungs-
und Behandlungsmethoden dÃ¼rften in der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung zu
Lasten der Krankenkasse nur erbracht werden, wenn der GBA eine Empfehlung
Ã¼ber die Anerkennung des diagnostischen und therapeutischen Nutzens der
neuen Methode sowie deren medizinische Notwendigkeit und Wirtschaftlichkeit
abgegeben habe. Die Richtlinien des GBA seien rechtlich verbindlich. Sie
bestimmten im Rahmen der gesetzlichen ErmÃ¤chtigung den Umfang und die
ModalitÃ¤ten der Krankenbehandlung sowohl fÃ¼r die behandelnden Ã�rzte als
auch fÃ¼r die Versicherten. Die streitige ambulante privatÃ¤rztliche Behandlung
(CO2-Laser) sei nicht im EBM aufgefÃ¼hrt und damit keine Vertragsleistung. Es
handle sich um eine neue Untersuchungs- und Behandlungsmethode. Die
notwendige Empfehlung des GBA fÃ¼r diese Methode liege nicht vor. Daher sei
diese Leistung nicht als Sachleistung geschuldet. Die Beklagte kÃ¶nne nicht frei
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entscheiden, ob sie den Empfehlungen des GBA folge oder eine abweichende
Einzelfallentscheidung treffen wolle. Im Ã�brigen sei Tt nicht zur vertragsÃ¤rztlichen
Versorgung zugelassen. Die KlÃ¤gerin habe keine Kostenerstattung gewÃ¤hlt,
sodass auch keine Zustimmung zur Behandlung durch einen Nichtvertragsarzt
erteilt werden kÃ¶nne. Soweit die streitgegenstÃ¤ndliche Leistung von der
Beklagten in der Vergangenheit bewilligt worden sei, sei dies zu Unrecht im Rahmen
einer Einzelfallentscheidung ohne prÃ¤judizierende Wirkung erfolgt.

Dagegen hat die KlÃ¤gerin am 15.02.2018 Klage zum Sozialgericht Karlsruhe (SG)
erhoben. Die vorangegangenen Laser-Behandlungen seien in der kassenÃ¤rztlich
zugelassenen Praxis von Dr.Â G durchgefÃ¼hrt worden. Die
BindegewebsverhÃ¤rtungen und Vernarbungen auf der rechten HÃ¼ftseite hÃ¤tten
sich weiter verschlechtert. Das Gutachten des MDK sei fehlerhaft. Die dort
empfohlenen Behandlungsmethoden habe sie seit Jahren durchgefÃ¼hrt. Eine
Narbenplastik sei nicht mehr mÃ¶glich. Die Beklagte habe einen Off-Label-Use oder
eine Einzelfallentscheidung abgelehnt, weil sie keine einschrÃ¤nkende
Lebenssituation oder einen Notfall habe erkennen kÃ¶nnen. WÃ¤hrend dieser Zeit
habe die Beklagte ihr einen Arthrodesen-Stuhl genehmigt, weil sie durch das
vernarbte Bindegewebe an der rechten HÃ¼ft- und GesÃ¤Ã�seite nicht mehr sitzen
kÃ¶nne. Die Beklagte verweigere ihr eine erfolgreiche Therapie und bezahle
andererseits dann einen 1.500,00Â â�¬ teuren Arthrodesen-Stuhl. Das Gehen sei
ihr nur noch mit Orthese, KrÃ¼cken und einem Rollator mÃ¶glich. Leider
verweigere die Beklagte alle hilfreichen Behandlungen, weil es fÃ¼r ihre seltene
Erkrankung keine Leitlinien oder passenden Abrechnungsziffern im Leistungskatalog
der KassenÃ¤rztlichen Vereinigung gebe. Die KlÃ¤gerin hat einen Befundbericht des
Facharztes fÃ¼r OrthopÃ¤die und Unfallchirurgie Schopf vom 22.02.2018 vorgelegt
(Diagnose Stiff-Man-Syndrom; Befund 22.02.2018 Knie rechts: wackelsteif mit
Extension/Flektion 0-0-10Â Â°; HÃ¼fte rechts: gluteale Narbe soweit reizlos, jedoch
mit Verklebungen subkutan sowie VerfÃ¤rbung).

Die Beklagte ist der Klage entgegengetreten.

Das SG hat die behandelnden Ã�rzte der KlÃ¤gerin als sachverstÃ¤ndige Zeugen
einvernommen. Der Facharzt fÃ¼r OrthopÃ¤die und Unfallchirurgie Schopf hat mit
Schreiben vom 09.04.2018 die Diagnosen Stiff-Man-Syndrom, muskulÃ¤re
Dysfunktion Hamstrings (hintere Oberschenkelmuskulatur) links,
Patellalateralisation links, Trochladysplasie (fehlgebildete Kniescheibe) links und
obere Sprunggelenks-Zerrung rechts genannt. Die FunktionsbeeintrÃ¤chtigen seien
hauptsÃ¤chlich durch das Stiff-Man-Syndrom bedingt. Dieses sei klinisch
charakterisiert durch fluktuierende RigiditÃ¤t und schmerzhaft einschieÃ�ende
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Spasmen, meistens in Rumpf und Beinen. Die KlÃ¤gerin sei in seiner
regelmÃ¤Ã�igen ambulanten Behandlung zur Rezeptierung von
Bindegewebsmassagen, Lymphdrainagen, krankengymnastischer BeÃ¼bung am
GerÃ¤t sowie fÃ¼r Hyalart-Injektionen. Diese symptomatischen
TherapiemaÃ�nahmen seien leitliniengerecht empfohlen. Ziel sei die schleichende
Progression der Erkrankung zu verhindern.

Der Facharzt fÃ¼r Chirurgie und Phlebologie G und die FachÃ¤rztin fÃ¼r
Ã�sthetische und Plastische Chirurgie T haben mit Schreiben vom 11.10.2018
Ã¼ber das Stiff-Person-Syndrom mit narbigen VerhÃ¤rtungen gluteal und HÃ¼fte
beidseits berichtet. Durch die Laserbehandlung mit dem fraktionierten CO2-Laser
seien die Narben deutlich weicher und die KlÃ¤gerin beweglicher geworden. Nach
der Beendigung der Lasertherapien seien wieder stÃ¤rkere VerhÃ¤rtungen
festgestellt worden. Durch die Erkrankung ergÃ¤ben sich schmerzhafte
BewegungseinschrÃ¤nkungen beider Beine.

Das SG hat mit Gerichtsbescheid vom 24.09.2020 die Klage abgewiesen. Die
KlÃ¤gerin habe keinen Anspruch auf KostenÃ¼bernahme der Behandlung mit dem
fraktionalen CO2-Laser, da diese Methode eine neue Untersuchungs- und
Behandlungsmethode sei und ein Ausnahmefall im Sinne der Rechtsprechung, in
dem dennoch ein Anspruch auf Erbringung der Methode zu Lasten der gesetzlichen
Krankenversicherung bestehe, nicht vorliege. Nach Â§Â 27 AbsÂ 1 SatzÂ 1 FÃ¼nftes
Buch Sozialgesetzbuch (SGBÂ V) hÃ¤tten Versicherte Anspruch auf
Krankenbehandlung, wenn sie notwendig sei, um eine Krankheit zu erkennen, zu
heilen, ihre Verschlimmerung zu verhÃ¼ten oder Krankheitsbeschwerden zu
lindern. Die Krankenbehandlung umfasse ua die Ã¤rztliche Behandlung und die
Krankenhausbehandlung. Der Anspruch eines Versicherten auf Behandlung nach
Â§Â 27 AbsÂ 1 SGBÂ V unterliege jedoch den sich aus Â§Â 2 AbsÂ 1 und Â§Â 12
AbsÂ 1 SGBÂ V ergebenden EinschrÃ¤nkungen. Nach diesen Vorschriften mÃ¼ssten
die Leistungen der Krankenkasse ausreichend, zweckmÃ¤Ã�ig und wirtschaftlich
sein und dÃ¼rften das MaÃ� des Notwendigen nicht Ã¼berschreiten. Leistungen,
die nicht notwendig oder unwirtschaftlich seien, kÃ¶nnten Versicherte nicht
beanspruchen, dÃ¼rften die Leistungserbringer nicht bewirken und die
Krankenkassen nicht bewilligen (Â§Â 2 AbsÂ 1 SGBÂ V). AuÃ�erdem mÃ¼ssten
QualitÃ¤t und Wirksamkeit der Leistungen dem allgemein anerkannten Stand der
medizinischen Erkenntnisse entsprechen (Â§Â 2 AbsÂ 1 SatzÂ 3 SGBÂ V). Die
Krankenkassen seien nicht bereits dann leistungspflichtig, wenn die streitige
Therapie nach eigener EinschÃ¤tzung der Versicherten oder des behandelnden
Arztes positiv verlaufen sei oder einzelne Ã�rzte die Therapie befÃ¼rwortet
hÃ¤tten. Vielmehr mÃ¼sse die betreffende Therapie rechtlich von der
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Leistungspflicht der gesetzlichen Krankenversicherung umfasst sein. Zu beachten
seien schlieÃ�lich auch die Regelungen des Leistungserbringerrechts, insbesondere
auch die Regelung Ã¼ber die QualitÃ¤tssicherung (Hinweis auf Landessozialgericht
Baden-WÃ¼rttemberg, 17.09.2018, L 11 KR 2695/16). Neue Untersuchungs- und
Behandlungsmethoden in der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung seien nach Â§Â 135
AbsÂ 1 SatzÂ 1 SGBÂ V (ambulante Versorgung) nur von der Leistungspflicht der
gesetzlichen Krankenversicherung umfasst, wenn der GBA in Richtlinien nach
Â§Â 92 AbsÂ 1 SatzÂ 2 NrÂ 5 SGBÂ V eine positive Empfehlung Ã¼ber dem
diagnostischen und therapeutischen Nutzen der Methode abgegeben habe. Durch
Richtlinien nach Â§Â 92 AbsÂ 1 SatzÂ 2 NrÂ 5 iVm Â§Â 135 AbsÂ 1 SGBÂ V werde
nicht nur geregelt, unter welchen Voraussetzungen die zur vertragsÃ¤rztlichen
Versorgung zugelassenen Leistungserbringer neue Untersuchungs- und
Behandlungsmethoden zu Lasten der Krankenkasse erbringen und abrechnen
dÃ¼rften. Vielmehr werde durch diese Richtlinien auch der Umfang der den
Versicherten von den Krankenkassen geschuldeten ambulanten Leistungen
verbindlich festgelegt. Die Behandlung von Narben und Verwachsungen mit dem
fraktionalen CO2-Laser sei eine neue Behandlungsmethode, weil sie nicht als
abrechenbare Leistung im EBM enthalten sei. Ferner liege keine positive
Empfehlung des GBA fÃ¼r diese Methode vor. Vorliegend sollten die Behandlungen
ambulant erbracht werden. Eine Erkrankung, die so selten auftrete, dass ihre
systematische Erforschung praktisch ausscheide (sogenannter Seltenheitsfall,
Hinweis auf Bundessozialgericht 19.10.2004, B 1 KR 27/02 R), liege bei der
KlÃ¤gerin nicht vor, sodass auch unter diesem Aspekt kein ausnahmsweiser
Anspruch auf eine nicht vertragliche Leistung gegeben sei. Hierzu dÃ¼rfe das
festgestellte Krankheitsbild aufgrund seiner SingularitÃ¤t medizinisch nicht
erforschbar sein (Hinweis auf BSGE 109, 218; BSGE 111, 168). Das Stiff-Person-
Syndrom sei zwar eine Krankheit, die weltweit nur selten auftrete (PrÃ¤valenz von 1
auf 1.000.000). Es sei aber ausgeschlossen, die genannten SeltenheitsfÃ¤lle allein
auf die HÃ¤ufung einer Erkrankung abzustellen. Allein geringe Patientenzahlen
stÃ¼nden einer wissenschaftlichen Erforschung nicht entgegen, wenn etwa die
Ã�hnlichkeit zu weit verbreiteten Erkrankungen eine wissenschaftliche Erforschung
ermÃ¶gliche. Beim Stiff-Person-Syndrom erschwere die Seltenheit zwar die
systematische Erforschung, sie mache es aber nicht unmÃ¶glich, wie die
Literaturhinweise in der aktuellen Leitlinie zur Behandlung des Stiff-Person-
Syndroms zeigten. DarÃ¼ber hinaus gehe es der KlÃ¤gerin vorliegend um die
Behandlung einiger der im Zusammenhang mit dem Krankheitsbild auftretenden
Symptome (Verwachsungen und Narben). Diese stellten keinesfalls sehr seltene und
praktisch unerforschte Krankheitsbilder dar. Ferner liege vorliegend auch kein
Systemversagen vor. Eine Leistungspflicht der Krankenkasse wegen
Systemversagens kÃ¶nne ausnahmsweise ungeachtet des in Â§Â§Â 135 AbsÂ 1
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SGBV aufgestellten Verbots mit Erlaubnisvorbehalt dann bestehen, wenn die
fehlende Anerkennung einer neuen Untersuchungs- oder Behandlungsmethode
darauf zurÃ¼ckzufÃ¼hren sei, dass das Verfahren vor dem GBA trotz ErfÃ¼llung
der fÃ¼r eine Ã�berprÃ¼fung notwendigen formalen und inhaltlichen
Voraussetzungen nicht oder nicht zeitgerecht durchgefÃ¼hrt worden sei. Jedoch
setze dies auch voraus, dass dies auf eine willkÃ¼rliche und sachfremde
UntÃ¤tigkeit oder VerfahrensverzÃ¶gerung zurÃ¼ckzufÃ¼hren sei. Dabei sei die
AnknÃ¼pfung an ein willkÃ¼rliches Verhalten des GBA oder der
antragsberechtigten Stellen von Verfassungs wegen nicht zu beanstanden (Hinweis
auf Bundesverfassungsgericht 23.03.2017, 1 BVR 2861/16). Ein solcher Fall sei
bisher angenommen worden, wenn der GBA aufgrund eines Bewertungsverfahrens
fÃ¼r den stationÃ¤ren Behandlungsbereich nachÂ§Â 137c SGBÂ V Erkenntnisse
habe, die er im Rahmen des Verfahrens nach Â§Â 135 AbsÂ 1 SGBÂ V nicht nutze
und deshalb keine Empfehlung fÃ¼r den ambulanten Versorgungsbereich abgebe.
Anhaltspunkte fÃ¼r ein solches Systemversagen lÃ¤gen hier nicht vor. Die
KlÃ¤gerin kÃ¶nne sich auch nicht auf Â§Â 2 AbsÂ 1a SGBÂ V berufen. Diese
Vorschrift setze die Rechtsprechung des BVerfG (Beschluss 06.12.2005, 1 BVR
347/98) und die diese Rechtsprechung konkretisierende Entscheidung des BSG
(Hinweis auf BSG 04.04.2006, B 1 KR 12/04 R und B 1 KR 7/05 R) zur
Leistungspflicht der gesetzlichen Krankenversicherung fÃ¼r neue
Behandlungsmethoden in FÃ¤llen einer lebensbedrohlichen oder regelmÃ¤Ã�ig
tÃ¶dlichen Erkrankung um. Der vom BVerfG entwickelte Anspruch von Versicherten
auf Ã¤rztliche Behandlung mit nicht allgemein anerkannten Methoden, die durch
den zustÃ¤ndigen GBA bisher nicht anerkannt seien, setze eine lebensbedrohliche
oder regelmÃ¤Ã�ig tÃ¶dlich verlaufende oder zumindest wertungsmÃ¤Ã�ig damit
vergleichbare Erkrankung voraus. Mit dem Kriterium einer Krankheit, die zumindest
mit einer lebensbedrohlichen oder regelmÃ¤Ã�ig tÃ¶dlich verlaufenden Erkrankung
in der Bewertung vergleichbar sei, sei eine strenge Voraussetzung umschrieben, als
sie etwa mit dem Erfordernis einer schwerwiegenden Erkrankung fÃ¼r die
ErÃ¶ffnung des sogenannten Off-Label-Use formuliert sei. Gerechtfertigt sei
hiernach eine verfassungskonforme Auslegung der einschlÃ¤gigen gesetzlichen
Regelungen ua nur, wenn eine notstandsÃ¤hnliche Situation im Sinne einer in
einem gewissen Zeitdruck zum Ausdruck kommenden Problematik vorliege, wie sie
fÃ¼r einen zur Lebenserhaltung stehenden akuten Behandlungsbedarf typisch sei.
Dies bedeute, dass nach den konkreten UmstÃ¤nden des Falls bereits drohen
mÃ¼sse, dass sich ein voraussichtlich tÃ¶dlicher Krankheitsverlauf innerhalb
Ã¼berschaubaren Zeitraums mit Wahrscheinlichkeit verwirklichen werde.
Ã�hnliches kÃ¶nne fÃ¼r den nicht kompensierbaren Verlust eines wichtigen
Sinnesorganes oder einer herausgehobenen KÃ¶rperfunktion gelten. Gemessen
hieran sei bei der KlÃ¤gerin das Vorliegen einer lebensbedrohlichen oder
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regelmÃ¤Ã�ig tÃ¶dlich verlaufenden Erkrankung zu verneinen. Es handele sich
nicht um eine wertungsmÃ¤Ã�ig vergleichbare Erkrankung. Zwar leide die KlÃ¤gerin
stark unter den vielfÃ¤ltigen Auswirkungen ihrer Erkrankung. Abgestellt auf die hier
zur Behandlung anstehenden schmerzhaften Narben und Verwachsungen sei jedoch
nicht innerhalb eines Ã¼berschaubaren Zeitraums mit dem Tod oder dem Verlust
einer herausragenden KÃ¶rperfunktion zu rechnen. Die sehr engen
Voraussetzungen des Â§Â 2 AbsÂ 1a SGBÂ V seien vorliegend nicht erfÃ¼llt. Ein
Anspruch auf die begehrte Laser-Behandlung bestehe auch nicht aufgrund in der
Vergangenheit erfolgter Bewilligungen der Beklagten. Diese seien jeweils auf eine
bestimmte Anzahl von Behandlungen begrenzt gewesen. Die Beklagte habe zudem
darauf hingewiesen, dass es sich um Einzelfallentscheidungen ohne prÃ¤judizielle
Wirkung handele.

Gegen den ihr am 26.09.2020 zugestellten Gerichtsbescheid wendet sich die
KlÃ¤gerin mit ihrer am 26.10.2020 beim SG eingelegten Berufung, mit der sie ihr
Begehren weiterverfolgt. Das SG habe eine Entscheidung zu ihrem Nachteil ohne
eine medizinische Begutachtung getroffen. Inzwischen kÃ¶nne sie durch
schmerzhafte Vernarbungen zwischen der GesÃ¤Ã�muskulatur und dem
Weichteilgewebe kaum noch sitzen und nur eingeschrÃ¤nkt mit Unterlagen liegen.
Es seien weitere kÃ¶rperliche EinschrÃ¤nkungen mit Gewebeschaden entstanden,
die immer wieder zu neuen Einblutungen fÃ¼hrten. Am linken Becken sei eine
groÃ�e LÃ¤sion entstanden, die operativ behandelt werden mÃ¼sse. In einem
derzeitigen Gesundheitszustand sei eine Operation mit erheblichen Risiken
verbunden und die daraus entstehenden FolgeschÃ¤den noch gar nicht
abschÃ¤tzbar. Es bestÃ¼nden schwere kÃ¶rperliche EinschrÃ¤nkungen, die in
Verbindung mit diesem Gewebeproblem zu einem kompletten Verlust der
EigenstÃ¤ndigkeit fÃ¼hre. Wieso werde einem 39-jÃ¤hrigen Menschen mit einem
seltenen Krankheitsbild eine notwendige Behandlung verweigert?

Die KlÃ¤gerin beantragt (sinngemÃ¤Ã�),

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Karlsruhe vom 24.09.2020 aufzuheben und
die Beklagte unter Aufhebung des Bescheids vom 14.07.2017 in Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 17.01.2018 zu verurteilen, die Kosten fÃ¼r sieben
Laserbehandlungen mit dem fraktionalen CO2-Laser gemÃ¤Ã� Kostenvoranschlag
vom 28.04.2017 zu Ã¼bernehmen.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.
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Die Beklagte verweist zur BegrÃ¼ndung auf den angefochtenen Gerichtsbescheid.

Der Senat hat den das Stiff-Person-Syndrom behandelnden Facharzt als
sachverstÃ¤ndigen Zeugen einvernommen. Der M hat mit Schreiben vom
10.10.2021 sowie 16.10.2021 mitgeteilt, dass sich die KlÃ¤gerin seit 2013 in seiner
regelmÃ¤Ã�igen Behandlung befindet. WÃ¤hrend im FrÃ¼hjahr noch Symptome
des linken Armes mit Schmerzen, SteifigkeitsgefÃ¼hl und LÃ¤hmungen beklagt
worden seien, sei es im Sommer zu komplexen abdominellen Beschwerden
gekommen. Zeitweise habe die KlÃ¤gerin Ã¼ber eine SchwÃ¤che und Versteifung
des linken Beines geklagt. Deshalb sei es mehrfach zu StÃ¼rzen und
GehunfÃ¤higkeit gekommen. Die KlÃ¤gerin bewege sich zeitweise im Rollstuhl. Eine
LÃ¤hmung des linken Armes und des linken Beines habe er nicht nachvollziehen
kÃ¶nnen. Allerdings habe er Zeichen einer sogenannten oberen Einflussstauung
links, dh einer RÃ¼ckflussbehinderung des Blutes und der LymphflÃ¼ssigkeit zu
den thorakalen Organen (Herz, Lunge), festgestellt, die trotz Diagnostik nicht zur
AufklÃ¤rung des Syndroms gefÃ¼hrt habe. Dazu hÃ¤tten sich subkutane und
muskulÃ¤re Verwachsungen im Beckenbereich mehr rechts als links und am
rechten Oberschenkel mit Versteifung der HÃ¼fte und des Knies rechts gefunden.
Des Weiteren habe sich der Befund eines Verwachsungsbauches bestÃ¤tigt. Wegen
des schwergradigen Verwachsungsbauchs und einer groÃ�en abdominellen Zyste
sowie eines Harnaufstaus sei im Juli 2021 eine grÃ¶Ã�ere gynÃ¤kologische
Operation durchgefÃ¼hrt worden. M hat die Diagnosen Stiff-Man-Syndrom,
vorwiegend der rechten unteren ExtremitÃ¤t und des Beckens mit Verwachsungen,
chronische MigrÃ¤ne, obere Einflussstauung links unklarer Genese, schwerster
Verwachsungsbauch bei Zustand nach Kolektomie (operative Entfernung des
Dickdarms), intrapelvine und abdominelle Zysten, operative Entfernung der
GebÃ¤rmutter/Eierstockentfernung bei Harnleiteraufstau, subjektive BeinlÃ¤hmung
links (Differenzialdiagnose SomatisierungsstÃ¶rung) und anhaltende abdominelle
Beschwerden genannt. AuÃ�erdem hat er den Verdacht auf eine dissoziative
SomatisierungsstÃ¶rung geÃ¤uÃ�ert. Derzeit werde Krankengymnastik versucht.
Zur Medikation kÃ¶nnten keine verlÃ¤sslichen Angaben gemacht werden, da die
KlÃ¤gerin die Medikation immer wieder in eigener Regie Ã¤ndere und
experimentiere. Es sei eine Verschlechterung eingetreten und zwar eine
Verschlechterung des Gehens aus unklaren GrÃ¼nden sowie die zunehmenden
abdominellen Beschwerden. Es handle sich um einen hochkomplexen Fall mit
schwerwiegenden Diagnosen, die zuletzt exazerbiert seien. Die Mitarbeit der
KlÃ¤gerin sei durch subjektive Vorstellung erheblich eingeschrÃ¤nkt, obwohl ein
immenser Leidensdruck vorliege. Die behandelnden KrankenhÃ¤user und
Spezialzentren zeigten sich nur wenig motiviert. Hilfe habe man der KlÃ¤gerin nicht
erbringen kÃ¶nnen. Dies liege an der Seltenheit der Diagnosen, den kaum
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mÃ¶glichen kausalen Therapien und der sehr eingeschrÃ¤nkten Kooperation der
KlÃ¤gerin sowie der Kombination aus wahrscheinlich dissoziativer
SomatisierungsstÃ¶rung und schweren Organdiagnosen. Die narbigen
VerhÃ¤rtungen am GesÃ¤Ã�, an den Oberschenkeln und der HÃ¼fte betrÃ¤fen die
Haut, aber auch das Unterhautgewebe und die Muskulatur. Die Vernarbungen seien
so ausgeprÃ¤gt, dass das rechte HÃ¼ftgelenk weitgehend versteift sei. Ã�hnliches
gelte fÃ¼r das rechte Kniegelenk. HierfÃ¼r bestehe noch ein Bewegungsumfang
von ca 20Â°. Die linke HÃ¼fte sei geringer betroffen, aber auch hier lÃ¤gen bereits
BewegungseinschrÃ¤nkungen aller Richtungen vor. Welche Therapien
dermatologisch unternommen worden seien, sei ihm unbekannt. Vor Jahren habe es
den Versuch von kleineren operativen MaÃ�nahmen gegeben. Die durch die
Verwachsungen bedingten Gelenkversteifungen seien mit Krankengymnastik,
manueller Therapie, Ergotherapie, Botox, Aufdehnungsversuch in Narkose und
Dipidolor (starkes Schmerzmittel) behandelt worden. Zu einer Besserung der
FunktionalitÃ¤t (GangstÃ¶rung) sehe er keine weiteren MÃ¶glichkeiten. Ob mit
einer Laserbehandlung eine Verbesserung der vernarbten Haut und damit des
Ã¤uÃ�eren Aspekts erreicht werden kÃ¶nne, entziehe sich seiner Kenntnis. Die
Narbenbildung und Sklerose im Beckenbereich beeintrÃ¤chtige die KlÃ¤gerin nicht
nur kosmetisch, sondern fÃ¼hre zu erheblichen EinschrÃ¤nkungen der
Beweglichkeit (Sitzen, Gehen und Stehen) und zu Schmerzen. Der Zustand habe
sich in den letzten sieben Jahren nicht verbessert, sondern sei moderat schlechter
geworden.

Die Beteiligten haben ihr EinverstÃ¤ndnis mit einer Entscheidung des Senats ohne
mÃ¼ndliche Verhandlung erteilt.

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Vorbringens der
Beteiligten wird auf die Verwaltungsakten der Beklagten sowie die Verfahrensakten
des SG und des Senats Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde

Die Berufung der KlÃ¤gerin, Ã¼ber die der Senat mit dem EinverstÃ¤ndnis der
Beteiligten gemÃ¤Ã� Â§Â§Â 153 Abs 1, 124 Abs 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) ohne
mÃ¼ndliche Verhandlung entscheidet, hat keinen Erfolg.

Die nach den Â§Â§ 143, 144, 151 Abs 1 SGG form- und fristgerecht eingelegte sowie
statthafte Berufung der KlÃ¤gerin ist zulÃ¤ssig.

Den Gegenstand des vorliegenden Rechtsstreits bildet der Bescheid vom
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14.07.2017 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 17.01.2018 (Â§ 95 SGG), mit
dem die Beklagte den Antrag der KlÃ¤gerin auf Ã�bernahme der Kosten fÃ¼r
sieben Laserbehandlungen mit dem fraktionalen CO2-Laser gemÃ¤Ã�
Kostenvoranschlag der T vom 28.04.2017 abgelehnt hat. Dagegen wendet sich die
KlÃ¤gerin statthaft mit der kombinierten Anfechtungs- und Leistungsklage (Â§Â§ 54
Abs 1 und 4, 56 SGG) und begehrt in der Sache die GewÃ¤hrung von sieben
ambulanten Ã¤rztlichen Behandlungen zur Laserung narbiger VerhÃ¤rtungen am
GesÃ¤Ã�, am Oberschenkel und an der HÃ¼fte mit dem fraktionalen CO2-Laser.

Das SG hat die Klage zu Recht abgewiesen. Der Bescheid der Beklagten vom
14.07.2017 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 17.01.2018 ist
rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt die KlÃ¤gerin nicht in ihren Rechten. Die KlÃ¤gerin hat
keinen Anspruch auf die GewÃ¤hrung von sieben ambulanten Ã¤rztlichen
Behandlungen zur Laserung narbiger VerhÃ¤rtungen am GesÃ¤Ã�, am
Oberschenkel und an der HÃ¼fte mit dem fraktionalen CO2-Laser.

Nach Â§ 27 Abs 1 Satz 1 SGB V haben Versicherte Anspruch auf
Krankenbehandlung, wenn sie notwendig ist, um eine Krankheit zu erkennen, zu
heilen, ihre Verschlimmerung zu verhÃ¼ten oder Krankheitsbeschwerden zu
lindern. Der Behandlungsanspruch eines Versicherten bei Vorliegen einer Krankheit
unterliegt den sich aus Â§ 2 Abs 1 und Â§ 12 AbsÂ 1 SGB V ergebenden
BeschrÃ¤nkungen. Nach diesen Vorschriften mÃ¼ssen die Leistungen der
Krankenkassen ausreichend, zweckmÃ¤Ã�ig und wirtschaftlich sein und sie dÃ¼rfen
das MaÃ� des Notwendigen nicht Ã¼berschreiten. Leistungen, die nicht notwendig
oder unwirtschaftlich sind, kÃ¶nnen Versicherte nicht beanspruchen, dÃ¼rfen die
Leistungserbringer nicht bewirken und die Krankenkassen nicht bewilligen (Â§ 12
AbsÂ 1 SGBÂ V). AuÃ�erdem mÃ¼ssen QualitÃ¤t und Wirksamkeit der Leistungen
dem allgemein anerkannten Stand der medizinischen Erkenntnisse entsprechen (Â§
2 Abs 1 Satz 3 SGB V). Die Krankenkassen sind nicht bereits dann leistungspflichtig,
wenn die streitige Therapie nach eigener EinschÃ¤tzung der Versicherten oder des
behandelnden Arztes positiv verlaufen ist oder einzelne Ã�rzte die Therapie
befÃ¼rwortet haben. Vielmehr muss die betreffende Therapie rechtlich von der
Leistungspflicht der gesetzlichen Krankenversicherung umfasst sein (vgl BSG
16.12.2008, B 1 KR 11/08Â R; 07.05.2013, B 1 KR 44/12 R). Zu beachten sind
schlieÃ�lich auch die Regelungen des Leistungserbringerrechts (Viertes Kapitel des
SGB V, Â§Â§ 69 bis 140h SGBÂ V), insbesondere auch die Regelungen Ã¼ber die
QualitÃ¤tssicherung.

Neue Untersuchungs- und Behandlungsmethoden in der vertragsÃ¤rztlichen
Versorgung sind nach Â§ 135 Abs 1 Satz 1 SGB V (ambulante Versorgung) nur von
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der Leistungspflicht der gesetzlichen Krankenversicherung umfasst, wenn der GBA
in Richtlinien nach Â§ 92 Abs 1 Satz 2 Nr 5 SGB V eine positive Empfehlung Ã¼ber
den diagnostischen und therapeutischen Nutzen der Methode abgegeben hat.
Durch Richtlinien nach Â§ 92 AbsÂ 1 SatzÂ 2 Nr 5 iVm Â§ 135 Abs 1 SGB V wird
nÃ¤mlich nach der stÃ¤ndigen Rechtsprechung nicht nur geregelt, unter welchen
Voraussetzungen die zur vertragsÃ¤rztlichen Versorgung zugelassenen
Leistungserbringer neue Untersuchungs- und Behandlungsmethoden zulasten der
Krankenkasse erbringen und abrechnen dÃ¼rfen. Vielmehr wird durch diese
Richtlinien auch der Umfang der den Versicherten von den Krankenkassen
geschuldeten ambulanten Leistung verbindlich festgelegt (zB BSG 26.05.2020, B 1
KR 21/19 R, SozR 4-2500 Â§ 13 Nr 54; BSG 07.11.2006, B 1 KR 24/06 R, BSGE 97,
190, SozR 4-2500 Â§ 27 Nr 12). Die hier streitige Lasertherapie zur Behandlung
subkutaner und muskulÃ¤rer Verwachsungen sowie narbiger VerhÃ¤rtungen ist eine
neue Behandlungsmethode, weil sie nicht als abrechenbare Leistung im EBM
enthalten ist. Der GBA hat fÃ¼r diese Behandlungsmethode auch keine positive
Bewertung abgegeben. Damit steht fest, dass die Leistung in der
vertragsÃ¤rztlichen Versorgung nicht erbracht werden darf und die Krankenkassen
Kosten dafÃ¼r nicht erstatten dÃ¼rfen.

Es besteht auch keine Leistungspflicht der Krankenkasse wegen Systemversagens.
Dies kommt nur dann in Betracht, wenn das Verfahren vor dem GBA trotz
ErfÃ¼llung der fÃ¼r eine Ã�berprÃ¼fung notwendigen formalen und inhaltlichen
Voraussetzungen nicht oder nicht zeitgerecht durchgefÃ¼hrt wurde (vgl BSG
26.05.2020, B 1 KR 21/19 R, SozR 4-2500 Â§ 13 Nr 54; BSG 18.12.2018, B 1 KR
34/17 R, SozR 4-2500 Â§ 28 Nr 9). Diese Durchbrechung beruht darauf, dass in
solchen FÃ¤llen die in Â§Â 135 Abs 1 SGB V vorausgesetzte Aktualisierung der
Richtlinien rechtswidrig unterblieben ist und deshalb die MÃ¶glichkeit bestehen
muss, das Anwendungsverbot erforderlichenfalls auf andere Weise zu Ã¼berwinden
(BSG 26.05.2020,Â B 1 KR 21/19 R, SozR 4-2500 Â§Â 13 Nr 54). Das Fehlen einer
Empfehlung des GBA zur Laser-Behandlung narbiger VerhÃ¤rtungen ist keine Folge
eines Systemmangels in dem beschriebenen Sinne. Die BefÃ¼rwortung der
Methode durch einen behandelnden Arzt bei Fehlen einer Richtlinie des GBA
genÃ¼gt dafÃ¼r nicht. Es liegen keine Anhaltspunkte dafÃ¼r vor, dass eine
Antragstellung zur PrÃ¼fung der Methode hintertrieben, verhindert oder in einer
den Krankenkassen oder dem GBA sonst zurechenbaren Weise unzulÃ¤ssig
verzÃ¶gert worden sein kÃ¶nnte. Hier sind schon die notwendigen formalen und
inhaltlichen Voraussetzungen fÃ¼r eine Ã�berprÃ¼fung nicht erfÃ¼llt. Weder
wurde ein Antrag auf DurchfÃ¼hrung eines Bewertungsverfahrens nach Â§ 135 Abs
1 Satz 1 SGBÂ V gestellt, noch hÃ¤tte ein solcher gestellt werden mÃ¼ssen im
Hinblick auf einen bereits vorhandenen Beleg durch einwandfreie Studien zur
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sicheren Beurteilung der Behandlungsmethode. Denn bislang gibt es keine
entsprechende Studienlage, die eine positive AbschÃ¤tzung des therapeutischen
Nutzens der Lasertherapie durch den GBA wahrscheinlich erscheinen lÃ¤sst. Dies
hat die KlÃ¤gerin auch nicht behauptet.

Ein Anspruch der KlÃ¤gerin folgt auch nicht nach MaÃ�gabe des Â§ 2 Abs 1a Satz 1
SGB V. Danach kÃ¶nnen Versicherte mit einer lebensbedrohlichen oder
regelmÃ¤Ã�ig tÃ¶dlichen Erkrankung oder mit einer zumindest wertungsmÃ¤Ã�ig
vergleichbaren Erkrankung, fÃ¼r die eine allgemein anerkannte, dem
medizinischen Standard entsprechende Leistung nicht zur VerfÃ¼gung steht, auch
eine von Â§ 2 Abs 1 Satz 3 SGB V abweichende Leistung beanspruchen, wenn eine
nicht ganz entfernt liegende Aussicht auf Heilung oder auf eine spÃ¼rbare positive
Einwirkung auf den Krankheitsverlauf besteht. Mit dieser Regelung hat der
Gesetzgeber die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts umgesetzt,
wonach die Grundrechte aus Art 2 Abs 1 GG in Verbindung mit dem
Sozialstaatsprinzip und aus Art 2 Abs 2 GG einen Anspruch Versicherter auf
Krankenversorgung in FÃ¤llen einer lebensbedrohlichen oder regelmÃ¤Ã�ig
tÃ¶dlichen Erkrankung vermitteln, wenn fÃ¼r sie eine allgemein anerkannte,
medizinischem Standard entsprechende Behandlung nicht zur VerfÃ¼gung steht
und die vom Versicherten gewÃ¤hlte andere Behandlungsmethode eine auf Indizien
gestÃ¼tzte, nicht ganz fernliegende Aussicht auf Heilung oder wenigstens auf eine
spÃ¼rbare positive Einwirkung auf den Krankheitsverlauf verspricht (BVerfG
06.12.2005, 1 BvR 347/98, BVerfGE 115, 25, 49; vgl zur Begrenzung des
verfassungsunmittelbaren Leistungsanspruchs auf extreme Situationen einer
krankheitsbedingten Lebensgefahr BVerfG 10.11.2015, 1 BvR 2056/12, BVerfGE
140, 229; ferner zB BSG 19.03.2020,Â B 1 KR 20/19 RÂ , BSGE 130, 73). Das
bedeutet, dass nach den konkreten UmstÃ¤nden des Falles bereits drohen muss,
dass sich der voraussichtlich tÃ¶dliche Krankheitsverlauf innerhalb eines
kÃ¼rzeren, Ã¼berschaubaren Zeitraums mit groÃ�er Wahrscheinlichkeit
verwirklichen wird (zB BSG 13.12.2016, B 1 KR 1/16 R, BSGE 122, 170 mwN). Nichts
anderes gilt fÃ¼r wertungsmÃ¤Ã�ig vergleichbare Erkrankungen (zB BSG
13.12.2016, B 1 KR 1/16 R, BSGE 122, 170 mwN). Die Erkrankung der KlÃ¤gerin
wird nicht mit groÃ�er Wahrscheinlichkeit innerhalb eines Ã¼berschaubaren
Zeitraums zum Tod oder zu einem nicht kompensierbaren Verlust eines wichtigen
Sinnesorgans oder einer herausgehobenen KÃ¶rperfunktion fÃ¼hren. Bei der
KlÃ¤gerin bestehen ein Stiff-Person-Syndrom, vorwiegend der rechten unteren
ExtremitÃ¤t und des Beckens mit Verwachsungen, zudem eine chronische
MigrÃ¤ne, eine obere Einflussstauung links unklarer Genese, ein schwerster
Verwachsungsbauch bei Zustand nach Kolektomie (operative Entfernung des
Dickdarms), intrapelvine und abdominelle Zysten, ein Zustand nach operativer
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Entfernung der GebÃ¤rmutter/EierstÃ¶cke, eine subjektive BeinlÃ¤hmung links
(Differenzialdiagnose SomatisierungsstÃ¶rung; Verdacht auf eine dissoziative
SomatisierungsstÃ¶rung) und anhaltende abdominelle Beschwerden. Hinsichtlich
des zur streitigen Lasertherapie vorgesehenen Bereichs bestehen seit Jahren
narbige VerhÃ¤rtungen betreffend die Haut, das Unterhautgewebe und die
Muskulatur am GesÃ¤Ã�, an den Oberschenkeln mehr rechts als links, an der
HÃ¼fte beidseits und am unteren RÃ¼cken. Die Vernarbungen sind so
ausgeprÃ¤gt, dass das rechte HÃ¼ftgelenk und das rechte Kniegelenk
(Bewegungsumfang von ca 20Â°) weitgehend versteift sind. Dies fÃ¼hrt bei der
KlÃ¤gerin zu erheblichen EinschrÃ¤nkungen der Beweglichkeit (Sitzen, Gehen,
Stehen) sowie zu Schmerzen, wobei sich dieser Zustand in den letzten sieben
Jahren nicht verbessert, sondern moderat verschlechtert hat. Dies entnimmt der
Senat der ausfÃ¼hrlichen und aktuellen sachverstÃ¤ndigen Zeugenaussage des die
KlÃ¤gerin seit 2013 behandelnden M. Daraus ergibt sich, dass funktionellen
EinschrÃ¤nkungen durch die Vernarbungen und Verwachsungen im HÃ¼ft- und
Oberschenkelbereich Ã¼ber Jahre (und nicht innerhalb eines Ã¼berschaubaren
Zeitraums) schleichend fortgeschritten sind und bereits zu einer weitgehenden
Versteifung des rechten HÃ¼ftgelenks und des rechten Kniegelenks gefÃ¼hrt
haben. Eine extreme notstandsÃ¤hnliche Situation ist damit nicht verbunden. Da
bereits keine lebensbedrohliche oder regelmÃ¤Ã�ig tÃ¶dliche Erkrankung oder eine
zumindest wertungsmÃ¤Ã�ig vergleichbare Erkrankung vorliegt, lÃ¤sst der Senat
offen, ob fÃ¼r die subkutanen und muskulÃ¤ren Verwachsungen im HÃ¼ft- und
Oberschenkelbereich eine allgemein anerkannte, dem medizinischen Standard
entsprechende Leistung nicht zur VerfÃ¼gung steht und eine nicht ganz entfernt
liegende Aussicht auf Heilung oder auf eine spÃ¼rbare positive Einwirkung auf den
Krankheitsverlauf durch die gewÃ¼nschte Laserbehandlung besteht.

Die KlÃ¤gerin kann sich auch nicht auf einen Seltenheitsfall berufen. Hierzu darf das
festgestellte Krankheitsbild aufgrund seiner SingularitÃ¤t medizinisch nicht
erforschbar sein (BSG 03.07.2012, B 1 KR 25/11 R, BSGE 111, 168). Das Stiff-Person-
Syndrom, das die KlÃ¤gerin als Ursache fÃ¼r die subkutanen und muskulÃ¤ren
Verwachsungen mit StÃ¶rungen des Gehens, Sitzens und Stehens anfÃ¼hrt, tritt
zwar nur sehr selten auf (PrÃ¤valenz 1 bis 2 zu 1.000.000). Es ist aber
ausgeschlossen, fÃ¼r die genannten SeltenheitsfÃ¤lle allein auf die HÃ¤ufigkeit
einer Erkrankung abzustellen (BSG 13.12.2016,Â B 1 KR 1/16 R, BSGE 122; BSG
03.07.2012, B 1 KR 25/11 R, BSGE 111, 168). Allein geringe Patientenzahlen stehen
einer wissenschaftlichen Erforschung nicht entgegen, wenn etwa die Ã�hnlichkeit zu
weit verbreiteten Erkrankungen eine wissenschaftliche Erforschung ermÃ¶glicht.
Das gilt erst recht, wenn â�� trotz der Seltenheit der Erkrankung â�� die
Krankheitsursache oder Wirkmechanismen der bei ihr auftretenden Symptomatik
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wissenschaftlich klÃ¤rungsfÃ¤hig sind, deren Kenntnis der Verwirklichung eines der
in Â§Â 27 Abs 1 S 1 SGB V genannten Ziele der Krankenbehandlung dienen kann
(BSG 03.07.2012, B 1 KR 25/11 R, BSGE 111, 168). Trotz seiner geringen
HÃ¤ufigkeit kann das Stiff-Person-Syndrom â�� zumindest teilweise â��
systematisch erforscht werden. Dies entnimmt der Senat insbesondere der
S1-Leitlinie der Deutschen Gesellschaft fÃ¼r Neurologie (Stand 31.07.2017), in der
die Erkrankung definiert, ihre Pathogenese und Klinik beschrieben sowie die
Diagnostik und Therapie dargestellt werden. In diese Leitlinie wird zudem eine
Expertengruppe benannt, die sich aus Medizinern namhafter UniversitÃ¤tsklinika
der Bundesrepublik zusammensetzt, die sich mit der Erkrankung sowohl klinisch als
auch wissenschaftlich befassen. SchlieÃ�lich hat die Krankheit Eingang in
Standardwerke bzw LehrbÃ¼cher der Neurologie gefunden (zB Mattle/Mumenthaler,
Neurologie, 13. Auflage 2013, S 651; Zierz, Muskelerkrankungen, 4. Auflage 2014, S
375 ff). Ob es wissenschaftliche, auf einwandfrei gefÃ¼hrte Statistiken Ã¼ber die
Zahl der behandelten FÃ¤lle und die Wirksamkeit der jeweiligen Methode
gestÃ¼tzte Aussagen zu einer Behandlung des Stiff-Person-Syndroms geben kann
und ob der GBA deshalb Ã¼berhaupt die Befugnis hat, generalisierend zur QualitÃ¤t
der Behandlung dieser Krankheit Stellung zu nehmen (vgl hierzu BSG 19.10.2004, B
1 KR 27/02Â R, BSGE 93,236), mag angesichts der Seltenheit dieser Krankheit zwar
fraglich sein, doch betrifft diese Schwierigkeit nicht die Behandlung von Narben und
die Wirksamkeit einer Laserbehandlung.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor (Â§ 160 Nr 1 und 2 SGG).
Â 

Erstellt am: 20.01.2023

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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